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 1 Solidarität mit unterdrückten Studierenden in Kriegsgebieten und autoritären Regimen 
 2 – ein internationalistischer Auftrag

 3 Die Juso-Hochschulgruppen verstehen sich als integraler Bestandteil einer
 4 internationalen Bewegung, die sich den Grundsätzen der sozialen Gerechtigkeit, des
 5 demokratischen Sozialismus und der Menschenrechte verpflichtet hat. In diesem Rahmen
 6 betrachten wir die universelle Geltung der Rechte auf freie Bildung, unabhängige
 7 Forschung und unzensierte Meinungsäußerung als conditio sine qua non für die
 8 Entwicklung ziviler Gesellschaften. Insbesondere im Hochschulkontext, in dem wir uns
 9 verorten, ist die Förderung einer kritischen Wissenschaft, die sich konsequent gegen
 10 verschwörungsideologische, antisemitische, rassistische, antifeministische und
 11 ableistische Forschungstendenzen stellt, ein zentrales Anliegen. Daraus folgt die
 12 Notwendigkeit der Unterstützung und Solidarität gegenüber jenen, die sich diesen
 13 Prinzipien verschreiben und sich dadurch in Gefahr begeben.

 14 Aktuell sind grundlegende, fundamentale Freiheiten in zahlreichen Regionen der Welt
 15 durch autoritäre Regime und bewaffnete Konflikte massiv bedroht. Studierende, die als
 16 Schlüsselakteur*innen oder Träger*innen zivilgesellschaftlichen Widerstands
 17 auftreten, werden gezielt Opfer von staatlicher Repression, was nicht nur ihre
 18 akademische Laufbahn, sondern auch ihre physische Sicherheit gefährdet. Auch
 19 Studierende, die lediglich Angehörige einer ethnischen Minderheit sind, werden immer
 20 wieder Zielscheibe von Repressionen und Verfolgung autoritärer Regime.

 21 Die internationale akademische Gemeinschaft ist daher in der Pflicht, sich aktiv mit
 22 den von Verfolgung betroffenen Kommiliton*innen zu solidarisieren. Die nachfolgend
 23 aufgeführten Beispiele illustrieren exemplarisch die prekäre Situation, die unsere
 24 Intervention erfordert:
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Studierende im Sudan spielen seit Jahrzehnten eine zentrale Rolle als
Triebkräfte des politischen Widerstands und der sozialen Reformen, insbesondere
gegen autoritäre Regime. Dies macht sie jedoch zur Hauptzielscheibe
systematischer Repression und Gewalt. Studierende waren schon seit dem Darfur-
Konflikt (ab 2003) Opfer staatlicher und paramilitärischer Gewalt (zum Beispiel
Inhaftierung, Folter, Tötung) durch den NISS und regierungsnahe Kräfte. Sie
waren die Schlüsselakteure der Revolution 2018–2019, die zum Sturz von al-Bashir
führte, bevor die zivile Regierung 2021 durch einen Militärputsch abgesetzt
wurde. Der eskalierende Bürgerkrieg zwischen den Sudanesischen Streitkräften
(SAF) und den Rapid Support Forces (RSF) seit April 2023 hat die Situation
dramatisch verschlechtert: Der Hochschulbetrieb ist weitgehend eingestellt.
Universitäten in Khartum und Darfur liegen in Trümmern, wurden zerstört oder
besetzt. Studierende sind zu Binnenvertriebenen oder Flüchtlingen geworden und
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fliehen massenhaft ins Ausland (z.B. Ägypten, Tschad). Erschwerend kommt hinzu,
dass sie Zielscheiben politischer Verfolgung und Gewalt bleiben. Trotz
Vertreibung und Zerstörung engagieren sich geflüchtete Studierende weiterhin in
zivilgesellschaftlichen und humanitären Initiativen. Es entstehen Netzwerke und
Bildungsinitiativen im Exil, die versuchen, den Zugang zu Bildung zu sichern und
Menschenrechtsverletzungen zu dokumentieren. Die aktuelle Eskalation, 
insbesondere die Einnahme von El Fasher durch die RSF Ende Oktober 2025, die mit 
Massentötungen an Zivilist*innen, dem Verschwinden Zehntausender Menschen und 
dem Verdacht auf systematische Vernichtungspraktiken einhergeht, verschärft 
diese Dynamik weiter und signalisiert eine gezielte Zerstörung sozialer und 
akademischer Infrastruktur in Darfur. Zugleich verdeutlicht die dokumentierte 
Unterstützung externer Akteure für die Kriegsparteien - etwa Waffen- und 
Logistiklieferungen an die RSF sowie die strategische Bedeutung von Gold, Vieh 
und landwirtschaftlichen Ressourcen in Darfur - die internationale Verflechtung 
des Konflikts. Währenddessen bleibt die sudanesische Zivilgesellschaft, darunter 
viele (ehemalige) Studierende, weitgehend ohne wirksamen Schutz.

Die Drusen in Syrien sind ein Beispiel für eine Minderheit, die im anhaltenden
Konflikt besonders unter den herrschenden Bedingungen leidet. Zahlreiche
Drusinnen und Drusen waren gezwungen, ihr Land zu verlassen, um sich dem
Bürgerkrieg (der von 2011 bis Dezember 2024 herrschte) zu entziehen und einer
Zwangsrekrutierung ins Militär, Verschleppung, Folter und Tod durch Regierung
oder islamistische Gruppierungen zu entkommen. Nach dem Sturz des Diktators
Baschar al-Assad und dem jahrzehntelang herrschenden Assad-Regimes, übernahm
Ahmed al-Scharaa, auch bekannt als Abu Muhammad al-Dscholani und Anführer der
HTS (Miliz Haiat Tahrir al-Scham), die Kontrolle des Landes. Dieser versprach
einen Staat, in dem alle Völker und religiöse Gruppen friedlich,
gleichberechtigt und partizipativ zusammen leben. Bereits nach kurzer Zeit
zeigte sich jedoch ein komplett anderes Bild. Seit dem Regierungswechsel im
Dezember 2024 ist unter anderem die drusische Minderheit erneut einer
intensivierten systematischen Verfolgung ausgesetzt. Diese Gewalt manifestiert
sich primär in der Provinz Suweida, dem Kerngebiet der drusischen Bevölkerung.
Die dokumentierte Eskalation der Gewalt seit Juli 2025 umfasst die Tötung von
über 1.500 Drusen, einschließlich öffentlicher Exekutionen, Folter und
schwerster Misshandlungen. Die Übergangsregierung stellt eine existenzielle
Bedrohung für die religiöse und kulturelle Integrität der drusischen
Gemeinschaft dar. Die humanitäre und zivile Versorgung (Nahrung, Wasser,
medizinische Dienstleistungen) in den betroffenen Regionen ist kollabiert. Diese
Desintegration der Versorgungsstrukturen wirkt sich unmittelbar auf die
akademische Jugend aus, da Bildungseinrichtungen (Schulen, Universitäten)
flächendeckend zerstört oder funktionsunfähig sind. Drusische Studierende
erfahren dabei eine gezielte strukturelle Benachteiligung im Hochschulwesen.
Dies umfasst die Restriktion des Zugangs zu bestimmten akademischen Disziplinen,
die Verweigerung von Stipendien und Forschungsmöglichkeiten sowie
Diskriminierung durch Lehrpersonal und administrative Stellen. Engagierte
drusische Jugendliche und Studierende sind einem erhöhten Risiko willkürlicher
Verhaftungen und Übergriffen ausgesetzt, oft unter dem Vorwand von
„separatistischen Tendenzen“. Die Blockade unabhängiger Bildungsorganisationen
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durch die Übergangsregierung verhindert zudem jedwede Perspektive auf eine
sichere und qualitativ hochwertige Ausbildung im Land. Die Lage der Drus*innen
bleibt weitgehend unbeachtet von der internationalen Staatengemeinschaft. al-
Dscholani wird als offizielles Staatsoberhaupt akzeptiert und sein Handeln kaum
kritisiert.

Die AKP-Regierung unter Präsident Erdoğan führt seit Jahren einen systematischen
Angriff auf die Hochschulautonomie und die akademische Freiheit in der Türkei.
Durch die gezielte Einsetzung regierungsnaher Rektor*innen und die Unterdrückung
oppositioneller Stimmen wird versucht, politische Kontrolle über die
Universitäten zu gewinnen und insbesondere das kritische, jugendliche Milieu
mundtot zu machen. Die Formen der Verfolgung sind systematisch und massiv:
Studierende, die von ihrem Grundrecht auf Versammlungs- und Meinungsfreiheit
Gebrauch machen und gegen politische Eingriffe protestieren (wie bei den
landesweiten Protesten 2021 gegen die Ernennung eines loyalen Rektors an der
Boğaziçi-Universität), werden systematisch kriminalisiert. Die Polizei reagiert
regelmäßig mit exzessiver Gewalt auf friedliche Proteste und setzt Tränengas,
Gummigeschosse und willkürliche Verhaftungen ein, um ein Klima der Angst und
Abschreckung zu erzeugen. Universitäten leiten flankierend Disziplinarverfahren
ein, verhängen Campusverbote oder drohen mit Exmatrikulation, um politischen
Protest bereits im Keim zu ersticken. Kritisch engagierte Studierende werden zu
Haftstrafen verurteilt oder mit weiteren Sanktionen wie Hausarrest,
Reiseverboten und Meldepflichten belegt. Die internationalen Reaktionen auf
diese massive Unterdrückung bleiben hinter der Dringlichkeit der Lage zurück.
Zwar haben internationale Menschenrechtsorganisationen wie Amnesty International
und Human Rights Watch das Vorgehen scharf verurteilt und die Einhaltung der
Grundrechte gefordert. Auch westliche Regierungen und die EU äußerten „tiefe
Besorgnis“ und richteten Appelle an die türkische Regierung. Jedoch blieben
konkrete wirtschaftliche oder politische Sanktionen oder substanzielle
politische Konsequenzen bisher aus.

In Serbien herrscht seit dem tödlichen Einsturz eines Bahnhofsvordachs in Novi
Sad im November 2024, bei dem 16 Menschen starben, eine hochgradig angespannte
politische Lage. Fast täglich finden massenhafte, studentisch getragene Proteste
gegen Korruption, staatliche Repression und die autokratische Regierung von
Präsident Aleksandar Vučić statt. Die Demonstrationen eskalieren regelmäßig,
insbesondere an den Universitäten in Novi Sad und Belgrad, wo es zu Besetzungen
und Blockaden kommt. Dabei setzt die Regierung massive Polizeigewalt (Tränengas,
Schlagstöcke) gegen die Protestierenden ein, was zu Festnahmen und Verletzten
führt und die Universitätsautonomie massiv verletzt. Es gibt unterschiedliche
Reaktionen der Hochschulleitungen und Dekanate; einige unterstützen die
Repression, andere schützen die Studierenden. Lehrende sind von Gehaltskürzungen
und direktem Druck betroffen. Die Protestierenden fordern Neuwahlen sowie ein
Ende von Korruption und Repression, aber Vučić lehnt vorgezogene Wahlen strikt
ab. Die Lage ist festgefahren, die Bewegung gewinnt jedoch an breiter
gesellschaftlicher Unterstützung (z.B. durch Landwirte). Organisationen wie
Amnesty International und Civil Rights Defenders verurteilen die staatliche
Gewalt und weisen auf mindestens 79 rechtswidrige Festnahmen hin, wofür sie
unabhängige Untersuchungen fordern. Die internationale Staatengemeinschaft
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reagiert auf die Studierendenproteste in Serbien bislang zurückhaltend und
vorsichtig; Die EU-Kommissarin für Erweiterung, Marta Kos, zeigte zwar
Verständnis für die Anliegen der Protestierenden und erkannte an, dass diese
europäische Werte widerspiegeln. Dennoch bleiben die politischen Reaktionen in
Brüssel ambivalent: Solidaritätserklärungen stehen dem Fehlen scharfer
Sanktionen oder konkreter Druckmaßnahmen gegenüber. Dies führt bei den
Protestierenden zu Enttäuschung und kritischer Haltung gegenüber der EU.
Studierende versuchen über symbolische Aktionen (z.B. Radfahrten nach Straßburg)
gezielt, internationale Aufmerksamkeit zu erzielen.

Auch in den USA sehen wir eine zunehmende Einschränkung der Meinungs- und
Forschungsfreiheit an Universitäten. Studierende, die sich für Menschenrechte
und Gerechtigkeit, insbesondere im Kontext von Konflikten, einsetzen, werden von
den Universitätsleitungen und staatlichen Behörden mit disziplinarischen
Maßnahmen, Zensur und der Einschränkung ihrer Versammlungsfreiheit konfrontiert.
Wissenschaftler*innen werden aktiv vom Staat in ihrer Forschung zensiert und
eingeschränkt - für Forschung insbesondere in Gender Studies und Klimawandel
werden Fördermittel verwehrt. Bereits jetzt haben namhafte Forschende ihren
Lebensmittelpunkt ins Ausland verschoben, um überhaupt noch arbeiten zu können.
Neue Verordnungen haben die Laufzeit von Visa für internationale Studierende auf
maximal vier Jahre begrenzt, die Überprüfung in sozialen Netzwerken verstärkt
und zur Aberkennung zahlreicher bestehender Visa geführt (teils wegen
geringfügiger Vergehen oder Demonstrationen). All das verdeutlicht, dass die
Bedrohung der akademischen Freiheit nicht nur in autoritären Regimen existiert,
sondern auch in demokratischen Gesellschaften wachsam beobachtet werden muss und
dass eine Demokratie und eine liberale Gesellschaft keinen Garant auf Ewigkeit
haben.

In der Ukraine stellt der anhaltende Angriffskrieg durch Russland weiterhin eine
existenzielle Bedrohung für das gesamte Bildungssystem dar. Universitäten,
Schulen und andere Bildungseinrichtungen werden durch Angriffe gezielt
angegriffen -  Etwa jede fünfte Hochschul- oder Forschungseinrichtung wurde
beschädigt oder zerstört. Studierende leben weiterhin unter Wehrpflichtaufschub.
Viele Wissenschaftler*innen arbeiten im Ausland, während inländische Forschung
unter begrenzter Finanzierung, zerstörter Infrastruktur und gefährlicher Lage
leidet. Die akademische Freiheit war beeinträchtigt, stabilisiert sich jedoch
dank internationaler Kooperationen. So wurde beispielsweise der International
Coalition for Science, Research, and Innovation in Ukraine zur Förderung von
Modernisierung und Wiederaufbau  im Juli 2025 gegründet und das Deutsch-
Ukrainische Hochschulnetzwerk (DUHN) zur Förderung langfristiger Kooperationen
gestartet. Programme in Deutschland (DAAD, DSW) sichern finanzielle und
psychologische Unterstützung. Digitale Prüfungszentren im Ausland erleichtern
den Hochschulzugang.

 173 Als Juso-Hochschulgruppen steht für uns fest:

 174

 175

 176

 177

Wir artikulieren eine offizielle und unmissverständliche Solidarität mit allen1. 
unterdrückten Studierenden und Wissenschaftler*innen weltweit, die sich für die
Prinzipien der Demokratie, der Meinungsfreiheit und der akademischen Autonomie
einsetzen.
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Wir fordern die Hochschulleitungen in der Bundesrepublik Deutschland dazu auf,2. 
ihre institutionelle Reichweite zu nutzen, um die Rechte gefährdeter
Studierender zu verteidigen. Insbesondere sollen sie über ihre internationalen
Partnerschaftsbeziehungen einen konstruktiven Dialog mit den jeweiligen
Partneruniversitäten aufnehmen, um die Situation vor Ort zu evaluieren und sich
für die Belange der Studierenden und Forschenden auszusprechen.

Die Verwaltung soll sich für die Etablierung pragmatischer Zulassungsverfahren3. 
einsetzen, welche die Akzeptanz unvollständiger oder nicht-beglaubigter
akademischer Dokumente (Zeugnisse, Nachweise) erlauben. Ziel ist die
unverzügliche Gewährleistung der akademischen Kontinuität durch den Zugang zu
Lehrveranstaltungen und Sprachmodulen.

Die Bundesregierung wird aufgerufen, alle politischen und diplomatischen Kanäle4. 
zu nutzen, um sichere Ausreisen und beschleunigte Visaverfahren für akut
gefährdete Personen aus Krisengebieten zu ermöglichen.

 192

 193

. Ein primäres Ziel humanitärer Unterstützung ist die Stärkung unabhängiger5. 
Bildungsinitiativen und ziviler Strukturen in von Krisen betroffenen Regionen.

 194

 195

langfristig beenden. Humanitäre Unterstützung ist primär zur Stärkung5. 
unabhängiger 

 196

Bildungsinitiativen und ziviler Strukturen in der Region umzuleiten.

 205 Dieser Antrag dient der Bekräftigung unserer Werte und stellt einen Aufruf zur
 206 aktiven Partizipation an der globalen akademischen Solidarität dar.
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